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Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
 
Herr Bode, es freut mich, dass ich Sie im Sommer glücklich machen durfte. Aber 
weil wir gerade über mobile Arbeit und Homeoffice sprechen, haben mein Kollege 
Watermann und ich uns eben gefragt, ob Sie die Zeitung aufgeschlagen haben 
oder ob Sie ein E-Paper gelesen haben.  
 
Dass die Corona-Pandemie unser aller Leben und damit auch unser aller 
Arbeitsleben bereits massiv verändert hat und weiter verändern wird, ist sicher 
kein Geheimnis. Wir alle haben in den vergangenen Wochen und Monaten erlebt 
und - je nach eigener Vorkenntnis - in Form eines quasi erzwungenen 
Großversuchs erlernen müssen, dass sich die beruflichen Anforderungen oft auch 
gut von zu Hause oder in Videokonferenzen erledigen lassen. Auch Sie haben 
das eben angesprochen.  
 
Ich bin der festen Überzeugung, dass diese Entwicklung auch nach Corona 
Bestand haben und sich noch ausweiten wird. Homeoffice wird Teil einer Post-
Corona-Normalität werden, ein Fakt, der sich auch nach Corona kaum 
zurückdrehen lassen wird. Die aktuellen Umfragen und jüngst veröffentlichten 
Studien von IGES, forsa und der DAK belegen: Über 70 Prozent der 
Beschäftigten, die erst seit der Corona-Krise regelmäßig von zu Hause arbeiten, 
möchten dies zumindest teilweise beibehalten.  
 
Die Corona-Pandemie hat infolgedessen bereits jetzt bei vielen Arbeitgebern zu 
einem Umdenken geführt. Auch auf kommunaler Ebene und in unserer 
Landesverwaltung ist diese Entwicklung aufgenommen und umgesetzt worden. 
Auch das haben Sie eben angesprochen. In einzelnen Bereichen wird bereits 
heute an zwei Tagen in der Woche daheim gearbeitet. Die Erfahrungen damit 
sind durchweg positiv.  
 
Dass es daher richtig ist, bereits heute über die Arbeitswelt von morgen zu 
sprechen, steht außer Frage. Die Frage ist jedoch - damit komme ich zu dem hier 
in erster Beratung vorliegenden Entschließungsantrag -, welche politischen 
Schlüsse wir aus dieser neuen Situation ziehen möchten. Da liegen unsere 
Prioritäten und Schwerpunkte vielleicht etwas auseinander.  
 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat es im Zusammenhang mit seiner bereits 
im Juli angekündigten Bundesinitiative zum Umgang mit Homeoffice bereits richtig 
gesagt: Wir brauchen keine Pflicht zum Homeoffice, sondern ein Recht auf 
Homeoffice. Wir dürfen niemanden ins Homeoffice zwingen. Wir brauchen 
vielmehr klare Regeln, wie der Arbeitsschutz im Homeoffice zukünftig ausgestaltet 
werden soll.  
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In Ihrem Antrag, lieber Herr Bode, fordern Sie tatsächlich einige Regeln. Nur 
dienen diese größtenteils nicht dem Arbeitsschutz, sondern betreffen die Frage, 
wie das Homeoffice am besten dazu genutzt werden kann, Steuervorteile zu 
erzielen. Ich will das gar nicht negieren. Darüber lässt sich diskutieren. Beim 
Homeoffice geht es uns aber nicht allein und auch nicht zuallererst darum. Es ist 
ein Digitalisierungsschub eingetreten, der weiter an Fahrt gewinnt und gewinnen 
muss. An erster Stelle stehen optimaler Arbeitsschutz, optimale technische 
Ausstattungen und feste Vereinbarungen zur Arbeitszeiterfassung.  
 
Es mag der Fokussierung Ihrer Partei geschuldet sein, dass Sie den Schwerpunkt 
setzen, den Sie in Ihrem Antrag gesetzt haben. Hier kommt es allerdings auch zu 
Ungerechtigkeiten. Denn in vielen Berufsfeldern ist Homeoffice gar nicht 
praktikabel. Nicht jeder kann somit von den von Ihnen angepriesenen 
Steuervorteilen profitieren. Sie argumentieren daher aus meiner Sicht etwas 
einseitig und vergessen dabei insbesondere das produzierende Gewerbe und das 
Handwerk, das Rückgrat unserer Wirtschaft.  
 
Auch wird aus Ihrem Antrag nicht deutlich, wie es aus Ihrer Sicht zukünftig mit 
dem Arbeitsschutz aussehen soll. Ich zitiere: Sie möchten die Regelungen des 
Arbeitsschutzes an „die üblichen Gegebenheiten im privaten Umfeld“ anpassen. 
Wäre es nicht besser, zu schreiben, dass es eine strikte Trennung von Privatem 
und Arbeit braucht?  
 
Auch wenn die von mir eingangs zitierte Statistik klar aufzeigt, dass Homeoffice in 
der Bevölkerung auf eine positive Resonanz stößt: Es wäre blauäugig, zu 
glauben, dass nicht jeder von uns auch schon Situationen erlebt hat, in denen die 
Arbeitszeit im Homeoffice dann doch etwas weiter ausgelegt wurde als im Büro.  
 
Wenn wir also über ein Recht auf Homeoffice diskutieren, dann doch bitte auch 
und zuvorderst über die dazugehörige arbeitsrechtliche Ausgestaltung! Denn wir 
wollen daran arbeiten, den Beruf mit der Familie vereinbar zu machen und nicht 
die Familie mit dem Beruf. Dazu findet sich in Ihrem Antrag leider wenig.  
 
Lassen Sie uns daher diese einseitige Fokussierung beiseitelegen! Ich bin mir 
sicher, wir erzielen im Ausschuss - vielleicht fraktionsübergreifend - eine gute 
Entscheidung.  
 
In diesem Sinne freue ich mich auf die Ausschussberatungen und danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 


